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(11) Vervielfältigungen der Zulassungsurkunden dür­
fen nur im Ganzen und nicht auszugsweise erfolgen. 
Den Organen der Staatlichen Bauaufsicht ist auf Ver­
langen die Originalurkunde oder eine beglaubigte Ab­
schrift oder Fotokopie vorzulegen.

§ 28
(1) Die Zulassung gilt für das Gebiet der Deutschen 

Demokratischen Republik oder Teile desselben auf 
höchstens fünf Jahre.

(2) Die Zulassung befreit nicht von der Verpflichtung 
zur Einholung der Baugenehmigung (bzw. der Zustim­
mung zu einer Bauanzeige) für das jeweilige Bauvor­
haben.

(3) Die Zulassung befreit die Organe der Staatlichen 
Bauaufsicht von der grundsätzlichen Prüfung des Bau­
stoffes, Bauelementes oder der Bauweise, jedoch nicht 
von der Pflicht, die Einhaltung der Zulassungsbedin­
gungen und die verwendeten Baustoffe auf ihre Eig­
nung und Güte zu überwachen. Soweit eine statische 
Berechnung erforderlich ist, ist diese auf ihre Richtig­
keit zu prüfen.

(4) Die Organe der Staatlichen Bauaufsicht sind be­
rechtigt, wenn auf Grund der Beurteilung der zuzulas­
senden Baustoffe, Bauelemente und Bauweisen gemäß 
Absätzen 5 bis 7 besondere örtliche Verhältnisse oder 
besondere Bedingungen einzelner Baufälle nicht be­
rücksichtigt werden können, zusätzliche Bedingungen zu 
stellen oder Baustoffe, Bauelemente und Bauweisen 
abzulehnen, die den für die Baugestaltung und den 
Heimatschutz maßgebenden örtlichen Gesichtspunkten 
oder Grundsätzen widersprechen.

(5) Die Zulassung wird unter dem Vorbehalt jeder­
zeitigen Widerrufes erteilt und kann an bestimmte 
Bedingungen oder Auflagen gebunden oder von der 
Erfüllung bestimmter Voraussetzungen abhängig ge­
macht werden. Der Widerruf erfolgt, wenn neuent­
wickelte Baustoffe, Bauelemente oder Bauweisen wirt­
schaftlicher als zugelassene ähnlicher Art sind oder 
wenn die Bedingungen oder Auflagen nicht eingehalten 
werden oder wenn sich die zugelassenen Baustoffe, 
Bauelemente und Bauweisen nicht bewähren.

(6) Zugelassene Baustoffe, Bauelemente und Bau­
weisen unterliegen der Probenvorlagepflicht gemäß der 
Einundzwanzigsten Anweisung vom 25. Oktober 1951 
zur Verordnung über das Material- und Waren­
prüfungswesen — Vorläufige Regelung der Proben­
vorlagepflicht auf den Gebieten der Fertigung von 
Baustoffen und Bauteilen — (GBl. S. 998). Die 
Staatliche Bauaufsicht kann darüber hinaus jederzeit 
nachprüfen lassen, ob die Zulassungsbedingungen und 
-Voraussetzungen erfüllt werden.

(7) Werden Nachprüfungen infolge mangelhafter oder 
von den Zulassungsbedingungen abweichender Her­
stellung notwendig, so sind die Kosten für die Nach­
prüfungen vom Zulassungsinhaber oder demjenigen zu 
tragen, der die Baustoffe oder Bauelemente herstellt 
oder die Bauweisen ausführt.

§ 29
(1) Das Zulassungsverfahren ist für staatliche Organe 

und volkseigene Betriebe gebührenfrei.
(2) Alle übrigen Antragsteller haben für die Bearbei­

tung des Zulassungsantrages eine Gebühr zu entrichten, 
die mindestens 50,— DM und höchstens 500,— DM je 
Zulassungsantrag beträgt. Die Höhe der Gebühr richtet 
sich nach dem für die Bearbeitung erforderlichen Zeit­

aufwand und den Kosten, die für die Entnahme der 
Proben, Betriebs- und Baustellenbesichtigungen usw. 
erforderlich sind.

(3) Die Zulassungsstelle kann vom Antragsteller einen 
Vorschuß in Höhe der voraussichtlichen Gebühr fordern.

(4) Die Gebühr ist auch bei Ablehnung des Zu­
lassungsantrages zu entrichten.

(5) Kosten für die Prüfungen und für die Ausstellung 
von Prüfzeugnissen des DAMW werden von diesem 
gesondert in Rechnung gestellt und eingezogen.

Registrierung von Bauunterlagen
§ 30

(1) Zur Erleichterung der bauaufsichtlichen Über­
wachung baulicher Anlagen und zur Einsparung von 
Entwurfskosten bei späteren Erweiterungs- und Um­
bauten sind alle Bauunterlagen in einfacher Ausferti­
gung bei der für den Standort zuständigen Staatlichen 
Bauaufsicht der Kreis-, Stadt- oder Stadtbezirksbau­
ämter in feuerbeständig umbauten und einbruchs­
sicheren Räumen zu sammeln und zu registrieren.

(2) Zu den Bauunterlagen gehören alle für die Er­
teilung einer Baugenehmigung erforderlichen Bauvor­
lagen sowie wichtige Gutachten. Die Bauunterlagen 
müssen der endgültigen Bauausführung entsprechen.

§ 31
Die im § 3 der Zweiten Verordnung genannten zen­

tralen Organe der staatlichen Verwaltung können wahl­
weise ihre Bauunterlagen in die Obhut der Kreis-, 
Stadt- oder Stadtbezirksbauämter geben oder selb­
ständig die Registrierung vornehmen.

§ 32
Bauunterlagen, die sich aus der bisherigen Tätigkeit 

der Entwurfsbüros bei diesen befinden, sind bis zum 
30. Juni 1959 den für den Standort zuständigen 
Kreis-, Stadt- oder Stadtbczirksbauämtern oder den im 
§ 3 der Zweiten Verordnung genannten zentralen 
Organen der staatlichen Verwaltung zuzuleiten.

§ 33
(1) Eine Herausgabe von Bauunterlagen aus den 

Archiven der Staatlichen Bauaufsicht kann nur erfolgen
a) an Organe der Staatlichen Bauaufsicht oder an 

eines der im § 3 der Zweiten Verordnung genann­
ten zentralen Organe der staatlichen Verwaltung 
auf schriftliche Anweisung;

b) an volkseigene Entwurfsbüros gegen eine vom 
Leiter des Entwurfsbüros auszustellende Quit­
tung, wenn der Nachweis erbracht wird, daß die 
Bauunterlagen als Arbeitsunterlage benötigt 
werden.

Herausgegebene Bauunterlagen sind umgehend zurück­
zugeben.

(2) Anderen Dienststellen, die den Nadiweis der Not­
wendigkeit der Einsichtnahme erbringen, kann durch 
den Leiter der Staatlichen Bauaufsicht Einsicht in die 
Bauunterlagen gestattet werden.

(3) An nichtstaatliche Einrichtungen oder Bürger kann 
beim Nachweis der Notwendigkeit nur mit Zustimmung 
des Rechtsträgers der Bauwerke Einblick in die Bau­
unterlagen gewährt werden.

§ 34 
Inkrafttreten

Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Ver­
kündung in Kraft.

Berlin, den 30. Oktober 1958
Der Minister für Bauwesen 

S c h o l z


